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Marktgemeinde Grimmenstein 
Verwaltungsbezirk Neunkirchen 

Gebarungseinschau 
 
 

Gegenstand der Prüfung waren die Gebarungen der Haushaltsjahre 2024 bis laufend. Die 

Überprüfung erfolgte stichprobenartig anhand der vorgelegten Kassen-, Buchführungs- und 

Verwaltungsunterlagen. Die aufgelisteten Feststellungen stellen daher lediglich einen Überblick 

dar. Arbeitsweisen der Verwaltung, welche nicht unmittelbar beanstandet wurden, können 

aufgrund der Stichprobenprüfung daher nicht per se als rechtmäßig betrachtet werden.  

 
Das Prüfungsergebnis gliedert sich wie folgt:  
 
1. Umsetzung der Empfehlungen aus dem letzten Prüfbericht  

2. Kassenführung  

3. Haushaltsführung  

4. Korrektur des Haushaltspotentials  

5. Abgaben (Gebühren und Steuern)  

6. Freiwillige Leistungen – Ermessensausgaben  

7. Investive Einzelvorhaben  

8. Finanzielle Lage  
 
 
1. UMSETZUNG DER EMPFEHLUNGEN AUS DEM LETZTEN PRÜFBERICHT  
 
Die Ergebnisse der letzten umfassenden Gebarungseinschau im Jahr 2018 wurden dem 

Bürgermeister der Marktgemeinde Grimmenstein mit Schreiben vom 25. September 2018 

übermittelt.  

 

• Die Barkasse einer Gemeinde ist jeweils nur von einem Bediensteten zu verwalten. Die 
Übergabe der Barkasse an einen anderen Bediensteten bedingt einer vorherigen 
Kassenbestandsaufnahme und einer Kassenübergabe – wird erneut im Punkt „2. 
Kassenführung“ im folgenden Bericht empfohlen 
 

• Mit der Bank sind Verhandlungen aufzunehmen, um auf den Girokonten und 
Rücklagensparbüchern günstigere Habenzinsen zu erzielen – wird erneut im Punkt „2. 
Kassenführung“ im folgenden Bericht empfohlen  

• Auf die sachlich richtige Zuordnung der Gebarungen gemäß dem Kontenrahmen der 
Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung (VRV) ist zu achten – wird erneut 
im Punkt „3. Haushaltsführung“ im folgenden Bericht empfohlen  

• Bedarfszuweisungsmittel sind ausschließlich für den bewilligten Zweck zu verwenden – 
wird befolgt  

• Der Personalaufwand ist in den Voranschlägen und Rechnungsabschlüssen in 
sämtlichen Unterabschnitten entsprechend detailliert aufzuschlüsseln – wird befolgt  
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• In der voranschlagsunwirksamen Gebarung sind Reste bei den Vorschüssen nur auf 
der Einnahmenseite und bei den Verwahrgeldern nur auf der Ausgabenseite 
auszuweisen – wird befolgt  

• Die Vermietung gemeindeeigener Bestandsobjekte ist Teil der 
Privatwirtschaftsverwaltung einer Marktgemeinde, die nach betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zu führen ist – wird befolgt  

• Den Sitzungsprotokollen des Prüfungsausschusses sind schriftliche Äußerungen des 
Bürgermeisters und des Kassenverwalters anzuschließen – wird befolgt  

• Bei Kassenprüfungen des Prüfungsausschusses ist darauf zu achten, dass nicht nur 
der Barbestand, sondern auch der Stand der Geldkonten bei den Geldinstituten, der durch 
Vorlage der entsprechenden Kontoauszüge nachzuweisen ist, erfasst wird und ebenfalls einer 
Kontrolle auf Übereinstimmung zwischen dem Kassensoll- und dem Kassenistbestand 
unterzogen wird – wird befolgt  

 

2. KASSENFÜHRUNG  

Die im Zuge der Gebarungseinschau durchgeführte Kassenbestandsaufnahme ergab die 
Übereinstimmung zwischen dem Kassenist- und dem Kassensollbestand laut Buchhaltung. 
Eine Ausfertigung der über die Kassenbestandsaufnahme verfassten Niederschrift wurde bei 
der Marktgemeinde belassen.  

Zum Zeitpunkt der Kassenbestandsaufnahme betrug der Bargeldbestand € 3.135,83. Der 
gesamte Kassenistbestand belief sich auf € 190.007,72. Für die kassenmäßige Abwicklung 
steht ein Girokonto zur Verfügung. Der Kassenkredit beträgt € 250.000,00 und befindet sich 
somit im Rahmen der laut § 79 Abs. 1a NÖ GO 1973 geltenden gesetzlichen Bestimmungen (bis 
31. Dezember 2027: 16 % der Summe der Erträge des Ergebnishaushaltes. Laut VA 2026: 
€ 729.168,00).  

 Soll Haben 

Girokonto AT86 3219 5000 0080 0235 3,123 % 0,00 % 

Rücklage Kanal AT83 3219 5000 3087 0968 0,00 % 0,125 % 

Mit dem Kreditinstitut sind Verhandlungen über eine Anpassung der Habenzinssätze auf ein 
derzeit für Gebietskörperschaften marktübliches Niveau zu führen.  
 

Aufgrund der Verhandlung mit unserem Kreditinstitut Mitte April 2026 wurde der Haben-
zinssatz des Girokontos von 0,00 % auf 0,75 % angehoben. 

Beim Rücklagensparbuch Kanal konnte eine Erhöhung der Verzinsung von 0,125 % auf 1,50 % 
(befristet auf ein Jahr) erwirkt werden. 

Danach wird neuerlich verhandelt werden. 

Eine Nachverhandlung der Verzinsung der Mietkautionssparbücher ergab eine Erhöhung der 
Zinsen von 0,125 % auf 0,25 %. 



3 
 

Bei den Mietkautionsrücklagen wurden in den vergangenen Jahren weder die Zinsen noch die 
Geldverkehrsspesen (z.B. Kapitalertragssteuer) nachgetragen und verbucht. 

Künftig sind auf allen Sparbüchern jährlich die Zinsen und Geldverkehrsspesen nachtragen zu 
lassen und auch zu verbuchen (Jährlichkeitsprinzip). 

Die Zinsen und Geldverkehrsspesen der Mietkautionssparbücher wurden nachgetragen und 
noch im Jahr 2025 verbucht, sodass der Endstand der Mietkautionen im RA 2025 im Nachweis 
der liquiden Mittel bereits um die Zinsen erhöht, bzw. um die KEST verringert, ausgewiesen wird. 

Es wurde festgestellt, dass nach wie vor die Führung der Barkasse gleichzeitig durch drei 
Verwaltungsbediensteten erfolgt.  

Tägliche formelle Kassenübergaben zur Abwicklung der Kassengeschäfte erfolgen nach wie 
vor nicht. Nur bei längerer Abwesenheit der Kassenverwalterin erfolgt im Vorfeld eine Übergabe 
der Barkasse mittels eines Übergabeprotokolls. 

 
Gemäß § 22 Abs. 3 NÖ Gemeindehaushaltsverordnung (NÖ GHVO) ist bei der Übergabe der 
Kasse im Kassenbuch der vorhandene Barbestand vom Übergeber und vom Übernehmer zu 
bestätigen. Wenn dies nicht möglich ist, ist bei der Übernahme der Barkasse ein weiterer 
Bediensteter oder ein Anordnungsbefugter beizuziehen.  
 
Die Barkasse einer Gemeinde darf jeweils nur von einem Bediensteten verwaltet werden. Die 
Übergabe der Barkasse an einen anderen Bediensteten bedingt eine vorherige 
Kassenbestandsaufnahme und somit eine Kassenübergabe im Sinne der NÖ GHVO.  
 
Aufgrund der Bestellung von Herrn Markus Spanblöchl zum zweiten Kassenverwalter-
Stellvertreter in der Gemeinderatssitzung vom 19. März 2026 wird festgehalten, dass 
Kassenübernahmen bzw. Kassenübergaben künftig entsprechend den Bestimmungen des § 22 
Abs. 3 NÖ GHVO protokolliert und dokumentiert werden. 

 
Die Marktgemeinde Grimmenstein verwendet für Auszahlungen auch eine Kreditkarte. Diese 

wird zentral von der Finanzverwaltung bewirtschaftet, ist eindeutig der Marktgemeinde 

zuordenbar und wird im Tresor aufbewahrt. Der monatliche Rahmen beträgt € 3.000,00. Nach 

der Verwendung der Kreditkarte wird auf dem Beleg die sachliche und rechnerische Richtigkeit 

bestätigt und dem Anordnungsberechtigten zur nachträglichen Anordnung der Zahlung 

vorgelegt.  

 
Vor der Verwendung der Kreditkarte wird jedoch kein gesonderter Auftrag zur Verwendung 
erteilt.  
 
Es wird auch kein Verzeichnis über die der Marktgemeinde zuordenbaren Kreditkarten sowie 

über die Personen, die für diese verantwortlich sind, vom Bürgermeister geführt. 
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Kreditkarten sind nur dann einzusetzen, wenn ein gesonderter, gemeindeinterner Auftrag für 
deren Verwendung erteilt wurde. Ein derartiger Auftrag hat die Unterschriften des 
Anordnungsbefugten sowie zweier zur Zeichnung berechtigter Personen mit der Angabe des 
jeweiligen Datums aufzuweisen (§ 21a Abs. 3 NÖ GHVO). Diese Vorgehensweise ist künftig 
einzuhalten.  
 
Weiters hat der Bürgermeister künftig ein Verzeichnis über die der Marktgemeinde 
zuordenbaren Bankomat- oder Kreditkarten gemäß § 21a Abs. 1 NÖ GHVO zu führen. 

Künftig werden Bestellungen, die mittels Kreditkarte bezahlt werden, dem Bürger- oder im 
Vertretungsfall dem Vizebürgermeister, zur Anordnung vorgelegt sowie die Unterschriften 
zweier Zeichnungsberechtigter (Kassenverwalterin und Amtsleiterin – im Vertretungsfall 2. 
Kassenverwalter-Stellvertreter) eingeholt werden. 

Ein Verzeichnis über die Kreditkarte und der Person, die für diese verantwortlich ist, wurde 
angelegt. 

3. HAUSHALTSFÜHRUNG 

Bei Durchsicht der Haushaltskonten der Jahre 2024 und 2025 wurde festgestellt, dass mehrere 
Gebarungsfälle nicht den entsprechenden Haushaltsstellen des Kontenplans der VRV 2015 
zugeordnet wurden. Einige Beispiele sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt – die 
korrekte Zuordnung ist in der Spalte „Konto“ angeführt: 

 
HH-Stelle Beleg Datum Text Betrag Konto 
859-728200 rw/60 17.01.2024 Firmengründung Glasfaser 50,00 640 
859-728300 rw/844 22.05.2024 Gesellschafterzuschuss Glasfaser 7.614,23 755 
859-728300 rw/1479 11.09.2024 Mitverlegung Leerverrohrung Glasfaser 5.045,43 006 
859+829 rw/0 31.07.2024 Sammelbuchung Abg. 500 Abschluss 4 11.843,77 803 
010-640100 rw/223 10.02.2025 Kartengebühr Visa 58,30 659 
031-728 rw/1479 23.12.2025 Gutachten Widmung als Gebäude 3.249,60 070 
094-728100 rw/1294 12.11.2025 Getr. u. Bananen f. Gemeindewandertag 326,85 723 
211-616 rw/230 12.02.2025 Reinigungsmittel für Geschirrspüler 27,80 454 
211-725 rw/490 19.03.2025 Taschenbücher für Schülerbibliothek 29,00 457 
062-728 rw/760 12.06.2025 Mittagessen Besprechung Raumplanung 64,60 723 
062-728 rw/903 23.07.2025 Mittagessen mit EDV-Anbieter 62,30 723 
211110-7281 - - Mittagessen 8.970,50 430 
850-755 - - Verbandsbeitrag 84.700,00 752 
851-728 rw/1504 30.12.2025 1. Teilrechn., Baggerarbeiten 11.773,00 004 
211-768 - - Unterrichtsmaterial 1.818,26 400 
2621+87103 rw/1395 10.12.2025 Förderung Raumordnung 15.000,00 301 
 
Künftig ist die Verwendung der Kontengruppe 728000 „Entgelte für sonstige Leistungen“ auf 
das Notwendigste zu reduzieren.  
 
Die sachlich richtige Zuordnung von Gebarungen gemäß dem Kontenrahmen der VRV 2015 ist 
unbedingt erforderlich. Es ist daher eine vollständige Überprüfung der Zuordnungen 
durchzuführen. 
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Die Kontengruppe 728000 „Entgelte für sonstige Leistungen“ wurde überprüft und bereits 
geleistete Zahlungen im Jahr 2026 umgebucht (z.B. 1/062000-728000 und 1/094-728100 auf 
Postengruppe 723000). 

Wobei jedoch die HH-Stellen 1/211110-728100, 1/240000-728100 und 1/240100-728100 
MITTAGESSEN (schulische Tagesbetreuung und beide Kindergärten) lt. Kontierungsleitfaden 
korrekt sind und nicht – wie im Prüfbericht angegeben – die Post 430 richtig wäre. Es handelt 
sich hierbei um Essenslieferungen eines Gasthauses, bzw. der Großküche des Uniklinikums 
Hochegg; also eine „Verköstigung durch Dritte“ (siehe Leitfaden). Die Post 430 (Lebensmittel) 
wird unter diesen Ansätzen lediglich für „Kleineinkäufe“ der Betreuerinnen für Osterjausen und 
dergleichen oder auch Backzutaten verwendet.  

Wir ersuchen um Überprüfung, ob diese Vorgehensweise und auch die Auslegung des 
Leitfadens korrekt ist. Eine konkrete und bindende Aussage seitens der Abteilung IVW 3 und 
eine Direktive für alle Gemeinden wäre wünschenswert, da auch andere Gemeinden 
Essenslieferungen für Kinderbetreuungseinrichtungen unter dieser Post verbuchen. 

Ebenso ist die HH-Stelle 1/850000-755000 lt. Kontierungsleitfaden  korrekt, da es sich um einen 
Beitrag an den Wasser- bzw. Trinkwasserverband mit marktbestimmter Tätigkeit handelt. Die im 
Prüfbericht angegebene Postengruppe 752000 ist für Transfers an Verbände OHNE 
marktbestimmte Tätigkeit vorgesehen. Bitte auch hier um nochmalige Prüfung. 

Die Kontengruppen 640100, 725000 und 768000 wurden auf die korrekten Kontengruppen 
geändert. 

Grundsätzlich wird bei der Anlage eines neuen Haushaltskontos der Kontierungsleitfaden zu 
Rate gezogen. Bereits länger bestehende Haushaltskonten werden überprüft, um hier eine 
korrekte Zuordnung zu gewährleisten.  

Die Monatsabschlüsse werden seit dem Umstieg auf den ELAK dem Bürgermeister weder zur 

Kontrolle noch zur Unterschrift vorgelegt. 

Gemäß § 76 Abs. 6 NÖ GO 1973 sind dem Bürgermeister in Vollziehung des Voranschlages von 
der Kassenverwalterin der monatliche Kassenabschluss, vierteljährlich die Abgaben-
rückstände und mindestens vierteljährlich die Entwicklung der Finanzgeschäfte zur Kenntnis 
zu bringen.  
 
Gemäß § 27 Abs. 4 NÖ GHVO ist von der Gemeindekasse zumindest monatlich ein 
Kassenabschluss vorzunehmen. Die Übereinstimmung der Kassensollbestände mit den 
Kassenistbeständen ist durch die Unterschrift des Bürgermeisters und der Kassenverwalterin 
zu bescheinigen.  
  

Buchungsabschlüsse wurden vor der Verwendung des ELAK´s von der Kassenverwalterin zwei- 
bis dreimal monatlich dem Bürgermeister zur Durchsicht und Unterschrift vorgelegt. Diese 
auch von der Kassenverwalterin unterfertigten Abschlüsse wurden in Ordnern nachvollziehbar 
abgelegt und auch den Prüfungsorganen vorgelegt. 
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Seit Februar 2025 verwenden wir den elektronischen Akt. Hier besteht die Möglichkeit, die 
Abschlüsse an den Bürgermeister zu versenden. Dieser gibt sein „ok“. Im ELAK ist somit 
ersichtlich, dass der Bürgermeister den Buchungsabschluss gesehen und gelesen hat und der 
Workflow ist beendet. Den Buchungsabschluss für die Unterschriften (Bürgermeister UND 
Kassenverwalterin) auszudrucken und wieder einzuscannen wäre kontraproduktiv. 

Aufgrund der zahlreichen Neuerungen, die mit der Umstellung einher gingen, wurde nicht daran 
gedacht, dass die Möglichkeit der Versendung an den Bürgermeister besteht. Dies wird aber 
seit der Gebarungseinschau regelmäßig umgesetzt.  

 

4. KORREKTUR DES HAUSHALTSPOTENTIALS 

Das kumulierte Haushaltspotential (HHP) wurde im Zuge der Gebarungseinschau einer 
Überprüfung unterzogen. Es wurde festgestellt, dass im Haushaltsjahr 2021 das 
Haushaltspotential fälschlich zu positiv dargestellt wurde. Konkret handelte es sich um 
folgende Zuweisung an ein investives Vorhaben, welche in der Haushaltspotentialberechnung 
nicht berücksichtigt wurde:  

Rechnungsabschluss 2021        900+829915         PC1             € 28.955,33 
 
Das im Rechnungsabschluss 2024 beschlossene kumulierte HHP (H4) von € - 69.789,26 muss 
daher um € 28.955,33 auf einen Wert von € - 98.744,59 korrigiert werden.  
 
Diese Verschlechterung muss mittels einer Entnahme der Haushaltspotentialrücklage 
durchgeführt werden. Auf diesem Buchungsbeleg sind die Umstände genauestens zu 
erläutern und nachvollziehbar anzuführen. 

Im Rechnungsabschluss 2021 wurde dem Projekt Naherholungsbereich eine Summe von  
€ 28.955,33 zugeführt. Zuführungen mussten zu diesem Zeitpunkt manuell in eine vorgefertigte 
Excel-Liste eingepflegt werden. Insgesamt handelte es sich um Zuführungen zu vier Projekten. 
Diese eine Zuführung wurde jedoch bei der Berechnung des HH-Potentials nicht berück-
sichtigt. 

Die Korrektur des HH-Potentials erfolgte bereits im Rechnungsabschluss 2025 (siehe auch RA 
2025 Seite 123 – Erläuterung zum Haushaltspotential). 

Der Rechnungsabschluss wurde bereits am 20. März 2026 elektronisch eingebracht.  
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5. ABGABEN (GEBÜHREN UND STEUERN)  

Im Zuge der Gebarungseinschau wurden die Gebührenhaushalte „Wasserversorgung“, 
„Abwasserbeseitigung“ und „Müllbeseitigung“ auf Basis des Rechnungsabschlusses 2024 
sowie des Voranschlages 2026 hinsichtlich der Kostendeckung nach der Finanzierungs-
rechnung überprüft. Die Gebührenhaushalte „Abwasserbeseitigung“ und „Müllbeseitigung“ 
werden kostendeckend geführt. 

Wasserversorgung 

Die Prüfung der Kostendeckung für den Gebührenhaushalt „Wasserversorgung“ ergab für das 
Rechnungsjahr 2024 einen rechnerischen Fehlbetrag von rund € 42.600,00. Im Voranschlag 
2026 wurde ein positives Ergebnis von € 14.000,00 veranschlagt. Der Gemeinderat beschloss 
in seiner Sitzung am 1. Dezember 2025 die seit 1. Jänner 2026 gültige Wasserabgabenordnung.  

Laut Verordnungsprüfung der Aufsichtsbehörde vom 3. Februar 2026 wurde im vorgelegten 
Betriebsfinanzierungsplan unter Betrachtung der Liquidität ein voraussichtlicher Abgang 
kalkuliert. Der Gebührenhaushalt kann somit nur unter Verwendung allgemeiner 
Haushaltsmittel ausgeglichen geführt werden.  

 
Die Gebührenhaushalte sind als selbstständige Unternehmen der Marktgemeinde anzusehen 
und haben den Haushalt nicht zu belasten.  
 
Betreffend den im Betriebsfinanzierungsplan kalkulierten Abgang wird darauf hingewiesen, 
dass die Nichteinhaltung des Prinzips der Kostenwahrheit gegen die Richtlinie für die Vergabe 
von Bedarfszuweisungsmitteln verstößt, wonach die Marktgemeinde alle Einnahme-
möglichkeiten aus Steuern, Abgaben und Gebühren im höchstzulässigen Ausmaß 
auszuschöpfen hat, um derartige Mittel in Anspruch nehmen zu können. Bei den 
Gebührenhaushalten ist eine größtmögliche Kostendeckung anzustreben. 
  
Der Gebührenhaushalt „Wasserversorgung“ ist daher laufend in Bezug auf die 
Kostendeckung zu beobachten und gegebenenfalls ist eine erneute Anpassung der Gebühren 
vorzunehmen.  
 

Die Marktgemeinde Grimmenstein hat im Jahr 2021 die Wasserbezugsgebühr von € 1,80 auf  
€ 2,00, im Jahr 2024 auf € 2,30 und im Jahr 2026 auf € 2,60 erhöht. 

Dies stellt für die Bürgerinnen und Bürger bereits eine erhebliche Belastung dar. Zudem wurden 
2025 UND 2026 die Müllgebühren erhöht, um den Ausfall der Einnahmen für die Entsorgung der 
Grünen Tonne abzudecken. 

Der Gebührenhaushalt „Wasserversorgung“ wird in Bezug auf Kostendeckung laufend 
beobachtet und gegebenenfalls angepasst werden. 
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Aufschließungsabgabe: 

 
Der seit 1. Jänner 2026 gültige Einheitssatz zur Berechnung der Aufschließungsabgabe wurde 
vom Gemeinderat in der Sitzung vom 1. Dezember 2025 mit € 600,00 festgelegt.  

Zuvor war der Einheitssatz in der Höhe von € 480,00 seit 1. Jänner 2018 gültig. Die Erhöhung um 
€ 120,00 entspricht somit 25%. 

 
Laut § 38 Abs. 6 NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014) ist der Einheitssatz die Summe der 
durchschnittlichen Herstellungskosten einer 3 m breiten Fahrbahnhälfte, eines 1,25 m 
breiten Gehsteiges sowie der Oberflächenentwässerung und der Beleuchtung der 
Fahrbahnhälfte und des Gehsteiges pro Laufmeter.  
 
Der Baukostenindex „Straßenbau Gesamt“ der Statistik Austria hat sich von Jänner 2018 bis 
Jänner 2026 um 40,5 % erhöht.  
Eine erneute Neuberechnung bzw. Anpassung wird daher empfohlen.  
 

Die Gemeinde wird die weitere Entwicklung des Baukostenindex „Straßenbau Gesamt“ der 
Statistik Austria laufend beobachten und im Rahmen der nächsten Evaluierung der 
Einheitssätze eine neuerliche Anpassung prüfen, sofern dies im Hinblick auf die tatsächliche 
Kostenentwicklung und die finanzielle Gebarung der Gemeinde erforderlich erscheint. 

Nachmittagsbetreuung im Kindergarten: 

In der Gemeinderatssitzung vom 10. Juni 2025 wurden die Beiträge für die 
Nachmittagsbetreuung im Kindergarten neu festgesetzt. Demnach wurde beschlossen ab 1. 
September 2025 für die Anwesenheit eines Kindes bis zu 30 Stunden pro Monat € 66,00, für bis 
zu 40 Stunden € 92,00, für bis zu 60 Stunden € 105,00 und für mehr als 60 Stunden € 118,00 
vorzuschreiben. Des Weiteren wurde in diesem Gemeinderatsbeschluss mit aufgenommen, 
dass künftig alle im Beschluss genannten Gebühren und Beiträge (Beiträge für die 
Nachmittagsbetreuung im Kindergarten, in der Volksschule sowie Benützungsgebühren für den 
Saal) nach dem aktuellen Verbraucherpreisindex mit Ausgangswert September 2025 valorisiert 
werden. Schwankungen der Indexziffer bis zu 5 % werden nicht berücksichtigt.  

Laut Ausschreibung an die Eltern vom 13. Jänner 2026 werden ab 1. Jänner 2026 jedoch für die 
Anwesenheit eines Kindes bis zu 30 Stunden pro Monat € 69,00, für bis zu 40 Stunden € 96,00, 
für bis zu 60 Stunden € 110,00 und für mehr als 60 Stunden € 124,00 vorgeschrieben. Ein 
Gemeinderatsbeschluss über die Beitragserhöhung konnte nicht vorgelegt werden. 

Gemäß § 35 Z 19 NÖ GO 1973 obliegt die Ausschreibung von Gemeindeabgaben sowie die 
Festsetzung der Abgabenhebesätze aufgrund bundes- oder landesgesetzlicher 
Ermächtigung, sowie von Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und die 
Festsetzung von Entgelten für bestimmte Leistungen der Gemeinde dem Gemeinderat. 
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Der Beschluss über die indexierten  Beiträge wurde in der GR-Sitzung am 22. Juni 2026 
nachgeholt. 

Nachmittagsbetreuung in der Volksschule 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 15. März 2018 die Neufestsetzung der Beiträge für 
die schulische Tagesbetreuung beschlossen. Demnach werden für die Anwesenheit eines 
Kindes an einem Wochentag € 28,00, für zwei Wochentage € 37,00, für drei Wochentage  
€ 55,00, für vier Wochentage € 74,00 und für fünf Wochentage € 88,00 eingehoben.  

In dem vom Gemeinderat am 29. September 2025 beschlossenen Haushalts-
konsolidierungskonzept wurde die Erhöhung der Beiträge für die schulische Tagesbetreuung 
ab 1. September 2025 als Maßnahme angeführt. 

 
Laut § 13 Abs. 2 NÖ Pflichtschulgesetz 2018 dürfen für die Verpflegung und die Betreuung im 
Freizeitbereich der Tages-betreuung ganztägiger Schulformen Beiträge eingehoben werden. 
Die Beiträge bestehen aus dem Betreuungsbeitrag für Unterbringung und Betreuung sowie 
dem Verpflegungsbeitrag für die Verpflegung. Der Verpflegungsbeitrag hat die Kosten der 
Verpflegung einschließlich der Verabreichung zu umfassen. Die Beiträge dürfen höchstens 
kostendeckend sein und haben auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der für den Schüler oder 
die Schülerin Unterhaltspflichtigen Bedacht zu nehmen. Der Anspruch auf diese Beiträge ist 
im ordentlichen Rechtsweg geltend zu machen.  
 
Die im Haushaltskonsolidierungskonzept angeführten Maßnahmen sind umzusetzen.  
 

Die neuen Beiträge für die schulische Tagesbetreuung wurden in der Sitzung des 
Gemeinderates am 19. März 2026 aufgrund der Empfehlung des Sozialausschusses wie folgt 
beschlossen: 
 

Betreuung bisher Vorschlag 

1 Tag/Woche  €               28,00   €                                             38,00  

2 Tage/Woche  €               37,00   €                                             50,00  

3 Tage/Woche  €               55,00   €                                             74,00  

4 Tage/Woche  €               74,00   €                                           100,00  

5 Tage/Woche  €               88,00   €                                           118,00  

Wartestunde  €                 3,00   €                                                4,00  

Gültig ab 1. September 2026. 
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Die Tarife für die Ferienbetreuung wurden wie folgt angehoben: 

Die Kosten betragen:  

€ 90,- pro Woche bei ganztägiger Betreuung   € 20,- pro Tag bei ganztägiger Betreuung 

€ 60,- pro Woche - Vormittag bis 13:00 Uhr               € 14,- pro Tag - Vormittag bis 13:00 Uhr 

€ 30,- pro Woche – Nachmittag ab 13:00 Uhr  € 8,- pro Tag – Nachmittag ab 13:00 Uhr 

Gültig ab 1. Juli 2026 (Ferienbetreuung) 

Offene Forderungen: 

Per 10. Februar 2026 bestehen bei der Marktgemeinde offene Forderungen in der Gesamthöhe 
von € 40.232,57 brutto.  

Gemahnt wird zumindest halbjährlich, es ist jedoch kein genauer Zeitpunkt dafür festgelegt. 
Der letzte Mahnlauf wurde am 5. Dezember 2025 durchgeführt. Den laufenden 
Vorschreibungen wird keine Erinnerung an etwaige Zahlungsrückstände beigelegt. 

Im Hinblick auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Abfuhr der Umsatzsteuer sollte die erste 
Mahnung spätestens vier Wochen nach Fälligkeit der Abgabe erfolgen. Nach weiteren vier 
Wochen sollten bereits Exekutionsmaßnahmen gesetzt werden. 

Gegenüber dem Kunden 80160/1 besteht eine Forderung in der Höhe von insgesamt  
€ 1.777,54, die sich aus mehreren Vorschreibungen betreffend Miete und Betriebskosten 
(beginnend mit der Fälligkeit 15. März 2023) zusammensetzt. Hier wurde in der 
Abgabenbuchhaltung eine Mahnsperre hinterlegt. Laut Auskunft der Kassenverwalterin ist der 
Kunde verstorben und es gibt keine Erben. 

Das zuständige Gemeindeorgan kann die Löschung fälliger, uneinbringlicher 
Abgabenschuldigkeiten (§ 235 Bundesabgabenordnung (BAO), die Nachsicht fälliger 
Abgabenschuldigkeiten wegen Unbilligkeit (§§ 236 und 237 leg. cit.) sowie die gänzliche oder 
teilweise Abschreibung zweifelhafter oder uneinbringlicher sonstiger Forderungen öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher Natur innerhalb ihrer Wertgrenzen beschließen (vgl. § 35 Z 
22 lit. d, § 36 Abs. 2 Z 9 und § 38 Abs. 1 Z 8 NÖ GO 1973). 

Gegenüber dem Kunden 80499/1 besteht eine Forderung in der Gesamthöhe von € 2.568,40, 
welche sich aus Beiträgen für den Kindergarten (beginnend mit der Fälligkeit 15. Oktober 2021) 
zusammensetzt. Auch hier ist eine Mahnsperre hinterlegt. Mittels Schreiben vom 31. August 
2023 wurde dem Kunden ein Exekutionsverfahren angedroht. Eine Exekution des Rückstandes 
wurde noch nicht veranlasst. 

Um zu verhindern, dass diese privatrechtlichen Außenstände uneinbringlich werden, wird 
dringend empfohlen, diese im Zivilrechtsweg einzufordern, auch wenn damit gewisse 
Nebenkosten verbunden sind.  
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In diesem Zusammenhang wird erneut auf die Richtlinien für die Vergabe von 
Bedarfszuweisungen verwiesen, wonach nur jene Gemeinden berücksichtigt werden können, 
die um die Einbringung ihrer eigenen Einnahmen besorgt sind. 

Gemahnt wird grundsätzlich quartalsweise. Am 19. März 2026 wurde das 1. Quartal 2026 
gemahnt. 

Anmerkung zu der Feststellung: „Den laufenden Vorschreibungen wird keine Erinnerung an 
etwaige Zahlungsrückstände beigelegt“: 

Auf den laufenden Vorschreibungen werden stets etwaige Zahlungsrückstände ausgewiesen, 
diese sind also doch als Erinnerung zu verstehen, bzw. wird die gesamte aushaftende Summe 
zur Bezahlung ausgewiesen. 

Die bestehenden Abgabenrückstände wurden genau überprüft, weitere Mahnungen versendet 
und gegebenenfalls werden Exekutionsverfahren eingeleitet. Der Gemeinderat hat in seiner 
Sitzung vom 22. Juni 2026 die Abschreibung uneinbringlicher Forderungen beschlossen. 

 

6. FREIWILLIGE LEISTUNGEN – ERMESSENSAUSGABEN  

Im Hinblick auf den in allen Bereichen geforderten sparsamen und wirtschaftlichen Umgang 
mit Gemeindemitteln und auf die Aufforderung, die freiwilligen Leistungen und Sachleistungen 
laufend auf Einsparungsmöglichkeiten zu prüfen, wurden auch die Ermessensausgaben einer 
Betrachtung unterzogen. In der nachstehenden Tabelle sind die Zahlen aus den 
Rechnungsabschlüssen 2019 bis 2024 und des Voranschlages 2026 dargestellt, wobei unter 
anderem Beiträge an die Freiwillige Feuerwehr, Jugend-förderungen sowie Mitgliedsbeiträge an 
Verbände und Vereine nicht berücksichtigt wurden.  

Der Berechnung der Ermessensausgaben pro Kopf liegt die Anzahl der Hauptwohnsitze am 11. 
Februar 2026 (1.327) zugrunde. 
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Unter dem Ansatz 429000 wird das Haus der Generationen geführt. Dabei handelt es sich um 
„betreutes Wohnen“, bei welchem die Bewohner lediglich die Miete für ihre barrierefreie 
Wohnung direkt an die Genossenschaft zahlen, und die Marktgemeinde zwei Bedienstete für 
die Betreuung unentgeltlich zur Verfügung stellt. Eine der Bediensteten wird außerdem auch 
als Community-Nurse beschäftigt. Zusätzlich werden unter dem Ansatz auch diverse 
Seniorenveranstaltungen verbucht.  

Die Gebarungen betreffend den Ansatz 429000 belasten das laufende Haushaltsbudget laut 
Rechnungsabschlussentwurf 2025 mit € 86.804,40 und laut Voranschlag 2026 mit € 79.000,00. 
Aus diesem Grund hat sich der Gemeinderat mit Maßnahmen zur Reduktion des Defizits 
auseinanderzusetzen. Diese Maßnahmen sind in weiterer Folge der Aufsichtsbehörde 
bekannt zu geben.  
 
Sämtliche Ermessensausgaben sind grundsätzlich auf ihre Zweckmäßigkeit und soziale 
Treffsicherheit zu prüfen. Aufgrund der angespannten Finanzlage der Marktgemeinde ist eine 
Reduzierung der Ermessensausgaben anzustreben. 

Haus der Generationen (Ansatz 429) 
 
Die Marktgemeinde Grimmenstein betreibt seit 11 Jahren ein Haus der Generationen 
(betreutes Wohnen), um den Gemeindebürgerinnen und -bürgern auch im Alter einen 
angenehmen und würdigen Alltag zu ermöglichen. Veranstaltungen und gemeinsame 
Unternehmungen fördern die Gemeinschaft und das Zusammengehörigkeitsgefühl und 
ermöglicht ihnen im gewohnten Umfeld der eigenen Gemeinde zu bleiben und führt zudem zu 
einer Entlastung der Landespflegeheime.  
 
Nach Rücksprache mit den Bewohnern ist eine Reduktion der Arbeitszeit von 60 auf 36 Stunden 
umgesetzt worden und die Mitglieder des Sozialausschusses sind künftig darum bemüht, 
ehrenamtlich tätige Personen für die Freizeitgestaltung im Haus der Generationen zu 
engagieren. 
 
Anmerkung zu der Feststellung: „Zusätzlich werden unter dem Ansatz auch diverse 
Seniorenveranstaltungen verbucht“. 
 
Unter diesem Ansatz werden Veranstaltungen verbucht, die explizit im Generationenhaus 
stattfinden und Teil des Freizeitangebotes sind. 
 
Lediglich der alljährliche Seniorenausflug für Gemeindebürgerinnen und -bürger wird unter 
429+7683 verbucht. Der Ansatz 429 wurde um einen Teilabschnitt erweitert und der 
Seniorenausflug wird künftig unter 4291-768 verbucht werden. 
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Ehrungen und Auszeichnungen (Ansatz 062) 
 
Unter dem Haushaltskonto 062-723 (vorher 728) werden Gratulationen ab dem 80. Geburtstag, 
Zuwendungen anlässlich der goldenen, diamantenen und eisernen Hochzeit sowie Ehrenring- 
und Ehrennadelverleihungen verbucht. Speziell 2023 und 2024 ergaben sich höhere 
Aufwendungen anlässlich der Ehrung des langjährigen Pfarrers in Hochegg und aufgrund des 
Ausscheidens einiger Gemeinderäte. 
 
Eigenheimförderung (Ansatz 480) 
 
Dazu ist festzuhalten, dass Gemeindebürgerinnen und -bürger mit einer Förderung von rund 
€ 2.000,00 und bei besonders energiesparender Bauweise ihres Eigenheimes mit bis zu  
€ 2.500,00 gefördert werden. 
Umliegende Gemeinden fördern ihre Gemeindebürgerinnen und -bürger mit einer Rückzahlung 
von 25% der Aufschließungsabgabe. Dies ergibt bei einer durchschnittlichen Aufschließungs-
abgabe von € 16.000,00 eine Förderung in der Höhe von € 4.000,00. 

Miete Warenautomat Hochegg 

Der laufenden Förderung für die Hälfte der Miete für den Warenautomaten Hochegg liegt kein 

Gemeinderatsbeschluss zu Grunde.  

Gemäß § 35 Abs. 2 NÖ GO 1973 sind dem Gemeinderat, soweit durch Gesetz nichts anderes 
bestimmt wird, die Gewährung von Subventionen, falls vom Gemeinderat keine Richtlinien 
beschlossen wurden, zur selbständigen Erledigung vorbehalten.  
 

Durch die Schließung des Nahversorgers in der Katastralgemeinde Hochegg war es notwendig, 
Warenautomaten in diesem Ortsteil aufzustellen.  

Die Übernahme der Miete des Warenautomaten in der Höhe von € 200,40 wurde in der Sitzung 
des Gemeindevorstandes am 10. März 2026 unter TOP 5 einstimmig beschlossen. 

 

7. INVESTIVE EINZELVORHABEN 

Das Vorhaben „Sportplatzsanierung“ war mit Gesamtbaukosten in der Höhe von € 260.000,00 
vorgesehen. Es wurde Bedarfszuweisungsmittel III in der Höhe von € 40.000,00 ausgeschüttet.  

Im Zuge der jetzigen Schlussbesprechung wurde von der Marktgemeinde mitgeteilt, dass die 
Gesamtbaukosten überschritten wurden und nunmehr rund € 300.000,00 betrugen. Da die 
Marktgemeinde mehr KIP-Mittel für das Vorhaben verwendet hat, verbleibt bei dem Vorhaben 
im Rechnungsabschluss 2025 noch ein Fehlbetrag in der Höhe von € 27.687,87. 

Die Marktgemeinde hat einen Bedeckungsvorschlag vorzulegen. 

Am 3. April 2026 erging ein Schreiben an Frau Landeshauptfrau Mag. Mikl-Leitner in dem der 
entstandene Fehlbetrag erklärt und um BZ III Mittel angesucht wurde. 
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Diese Bedarfszuweisung wurde in einem Nachtragsvoranschlag beim Projekt 
„Sportplatzsanierung“ budgetiert und die Änderung des BZ-Ansuchens am 29. April 2026 
elektronisch eingebracht. 

 

8. FINANZIELLE LAGE 

Die Marktgemeinde hat im Voranschlag 2026 € 169.600,00 an Bedarfszuweisungsmitteln II für 
den laufenden Haushalt budgetiert, um diesen ausgeglichen darstellen zu können. Dabei 
wurde kein kumuliertes Haushaltspotential des Vorjahres geschätzt.  

Laut dem vorliegenden groben Konzept des Rechnungsabschlusses 2025 ergibt sich jedoch 
ein kumuliertes Haushaltspotential von rund € 160.000,00. 

Da aufgrund des positiven Ergebnisses im vorliegenden Entwurf des Rechnungsabschlusses 
2025 und auf Basis der budgetierten Zahlen des Voranschlages 2026 kein, beziehungsweise 
ein weit geringerer Bedarf an Bedarfszuweisungsmitteln II für das Jahr 2026 besteht, wird die 
zeitnahe Erstellung eines 1. Nachtragsvoranschlages 2026 empfohlen.  
 

Der 1. Nachtragsvoranschlag 2026 wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 20. April 

2026 einstimmig beschlossen und am 22. April 2026 elektronisch eingebracht. 

Das Haushaltspotential verringerte sich gegenüber dem Voranschlag von € 169.600,- auf 

€ 55.000,-. 

Die Gemeinde Grimmenstein ist im überwiegenden Teil eine Wohngemeinde mit wenigen 

Kommunalsteuereinnahmen. Die zwei großen Arbeitgeber; das Universitätsklinikum und die 

Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten, sind von der Kommunalsteuerpflicht ausge-

nommen. 

Ein Blindenwohnheim wurde mit Ende 2025 geschlossen; auch hier gibt es einen Ausfall an 

Kommunalsteuereinnahmen. Zudem ist der NÖGUS Standortbeitrag in der Höhe von  

€ 92.000,00 für eine verhältnismäßig „kleine“ Gemeinde eine zusätzliche enorme Belastung. 

Dieser Beitrag steigt jährlich um rund € 7.000,00 an! 

Zudem muss die Infrastruktur für das Klinikum und das Reha-Zentrum der Pensions- 

versicherungsanstalt aufrechterhalten werden. 

 

Vom Gemeinderat der Marktgemeinde wurde am 29. September 2025 ein 
Haushaltskonsolidierungskonzept beschlossen und der Aufsichtsbehörde am 9. Dezember 
2025 vorgelegt. Dabei wurden Maßnahmen zur Einsparung sowie zum Lukrieren von 
Mehreinnahmen getroffen, die eine Verbesserung des Haushalts von insgesamt rund  
€ 150.000,00 bewirken werden. 
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Gemäß § 72b Abs. 1 NÖ GO 1973 hat die Gemeinde zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen 
Besorgung ihrer Aufgaben ein Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, wenn  
 

1. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Finanzplanung (§ 72a) die allgemeine 
Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und die gemäß § 79 gesetzlich maximal 
ausnutzbare Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die fristgerechte Auszahlung von 
Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde sicherzustellen, oder  

2. das jährliche Haushaltspotenzial der letzten beiden Rechnungsabschlüsse negativ 
war, im Voranschlag wiederum ein negatives jährliches Haushaltspotenzial 
ausgewiesen ist und innerhalb des Zeitraumes der bevorstehenden zwei Jahre negativ 
ist.  
 

Gemäß § 72b Abs. 2 leg. cit. hat das Haushaltskonsolidierungskonzept zumindest den 
Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung zu umfassen. Die Gemeinde hat sicherzustellen, 
dass zumindest die gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen erfüllt werden können 
und Maßnahmen zur Verbesserung der finanziellen Lage festzulegen. Das 
Haushaltskonsolidierungskonzept ist, soweit die Voraussetzungen des Abs. 1 weiterhin 
gegeben sind, zumindest jährlich der Entwicklung anzupassen.  
 
Gemäß § 72b Abs. 2 leg. cit. ist das Haushaltskonsolidierungskonzept vom Gemeinderat zu 
beschließen, spätestens bei der Erstellung des nächstfolgenden Voranschlages zu 
berücksichtigen und der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 

Die Marktgemeinde Grimmenstein wird – sofern die genannten Voraussetzungen gegeben sind 
– das Haushaltskonsolidierungskonzept jährlich anpassen. 

 

Darüber hinaus errechnet sich für die Marktgemeinde Grimmenstein aus dem Voranschlag 
2026 eine negative Finanzspitze von rd. € 110.000,00.  

 
Dazu wird festgehalten, dass die Voraussetzungen zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung 
eines genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäftes, z. B. einer Darlehensaufnahme, der 
Übernahme einer Haftung oder eines Leasingvertrages, derzeit grundsätzlich nicht gegeben 
sind.  
 
Damit die Marktgemeinde zukünftige Pflichtaufgaben erfüllen kann, müssen nachfolgende 
Maßnahmen berücksichtigt werden: 
  
• Beachtung der Haushaltsgrundsätze von Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 

Zweckmäßigkeit  

• Einhaltung der Voranschlagsbeträge  

• Ausschöpfung sämtlicher Einnahmemöglichkeiten im höchstmöglichen Ausmaß bei 
gleichzeitiger Beschränkung der Ausgaben auf die Pflichtleistungen  

• Kostendeckende Führung der Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit unter 
Berücksichtigung sämtlicher Aufwendungen  
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Investitionsvorhaben dürfen erst begonnen werden, wenn  

die vorgesehenen Finanzierungsmittel gesichert sind,  

alle erforderlichen aufsichtsbehördlichen Genehmigungen gemäß § 90 NÖ GO 1973 
vorliegen und  

die Folgekosten im mittelfristigen Finanzplan dargestellt werden können  
 
Prüfung neuer Vorhaben auf Mehr- und Folgekosten (z. B. Schuldendienst, Betriebskosten, 
erhöhter Personalaufwand etc.)  
 

Die Marktgemeinde Grimmenstein wird alles unternehmen, um oben angeführte Vorschläge 
umzusetzen.  

 

Diese Feststellungen sowie Wahrnehmungen minderwichtiger Art wurden am letzten Tag der 
Einschau mit dem Bürgermeister, dem Vizebürgermeister, der Amtsleiterin und der 
Kassenverwalterin besprochen.  

 
Dieser Bericht ist dem Gemeinderat in einer Sitzung unter einem eigenen Tagesordnungs-
punkt vollinhaltlich zur Kenntnis zu bringen.  
Der Bürgermeister hat die aufgrund des Überprüfungsergebnisses getroffenen 
beziehungsweise eingeleiteten Maßnahmen gemäß § 89 Abs. 2 NÖ GO 1973 der 
Aufsichtsbehörde innerhalb von drei Monaten mitzuteilen. 

 

 


